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§ 1 Problemstellung, rechtliche 
und rechtstatsächliche Grundlagen 

A. Einführung 

I. Problemstellung 

Die folgende Untersuchung beschäftigt sich mit dem Thema der Verbrau-
cherverschuldung bei kartengestützten Zahlungssystemen. Es fragt sich, ob 
Kreditkarten und andere Kartenprodukte in besonderem Maße die Gefahr einer 
zunehmenden Konsumentenverschuldung hervorrufen  und ob ggf. Gesetzgeber 
oder Rechtsprechung tätig werden sollten, um einer solchen Gefahr zu begeg-
nen. 

Die Frage des Verbraucherschutzes bei kartengebundenen Zahlungsmitteln1 

und der Verbraucherverschuldung allgemein ist von hoher Aktualität. Dies ha-
ben nicht zuletzt die umstrittenen2 und bisher erfolglosen Bemühungen3 um den 
Entwurf eines Kreditkartengesetzes in der Bundesrepublik gezeigt. Die Kredit-
kartenverfahren  werden nicht selten als Ursache zunehmender Verschuldung 
oder zumindest als Gefahr,  eine solche Ursache zu werden, angesehen4. Dabei 
offenbart  die politische Diskussion gewisse Informationsdefizite  nicht nur im 
rechtlichen, sondern auch im rechtstatsächlichen Bereich5. 

1 Zum Problem des Kartenmißbrauchs vgl. Taupitz, Zivilrechtliche Haftung bei Kreditkarten-
mißbrauch, 1995. Siehe dazu auch unten, § 1 D. I. Ein weiterer verbraucherschutzrechtlich interes-
santer Aspekt ist die Frage des Datenschutzes, vgl. Klein, à la CARD 12/1991, 34, 37 ff.  Siehe 
auch Donelly, STORES December 1994, 36, ff.;  Schöchle, S. 304 ff. 

2 Siehe etwa Schmidt in à la CARD 25/1990, 17 ff.  und Blunck, Karten 1/1992, 26 f. 
3 Vgl. die BT-Drucks. 12/1223 (30.9.1991), 12/6905 (25.2.1994). Zur Frage der Aufsicht über 

das Kreditkartengeschäft  vgl. die BT-Drucks. 12/8078 (23.6.1994). 
4 Siehe hierzu die BT-Drucks. 13/224 (17.1.1995) und 13/552 (15.2.1995). Erstere enthält die 

Kleine Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur Verbraucherverschuldung durch 
Kreditkartengeschäfte,  letztere die Antwort der Bundesregierung. Vgl. auch BT-Drucks. 13/2097 
(31.7.1995, Antwort der Bundesregierung auf die Anfrage der Grünen zur Cooperation von Bahn 
AG und Citibank, BT-Drucks. 13/1997). Vgl. insbesondere die Antworten Nr. 4, 5, 7 und 8. 

5 Besonders die Antwort der Bundesregierung in BT-Drucks. 13/552 (22.01.1995) macht deut-
lich, daß über das Problem bisher keine oder nur geringe Erkenntnisse vorliegen. So wird z.B. die 
Zahl der Anfang 1995 ausgegebenen Kreditkarten fälschlicherweise mit „derzeit über 7 Millionen" 
angegeben, vgl. a.a.O. Nr. 6, siehe aber unten, § 1 Β. I. 2. Informationen zur gleichen Problematik 
in den USA liegen der Bundesregierung offensichtlich  nicht vor, vgl. a.a.O., Nr. 3, siehe aber § 1 
Β. I. 3. Kreditkartenschulden werden nur als Bestandteil der Schulden auf den Girokonten angese-
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Während in anderen Staaten Kreditkartengesetze erlassen wurden, um Rechte 
und Pflichten der Beteiligten am Kreditkartenverfahren  zu regeln6, beurteilen 
sich die rechtlichen Fragen in der Bundesrepublik weiterhin nach den allgemei-
nen Regelungen7. 

Die Eignung dieser Regelungen zur Verhinderung einer zunehmenden Ver-
braucherverschuldung soll geprüft  werden. 

Es fragt sich, ob es eines spezifischen Verbraucherschutzes vor Überschul-
dung im Hinblick auf die neuartigen kartengebundenen Zahlungs- und Kredit-
mittel in der sozialen Marktwirtschaft  der Bundesrepublik bedarf.  Daß diese 
Frage gestellt und beantwortet werden muß, verdeutlicht eindringlich der Be-
richt der europäischen Komission zur Anwendung der Verbraucherkreditrichli-
nie. In diesem heißt es: „Der Verbraucherkreditmarkt  befindet sich in ständiger 
Weiterentwicklung und seine Beteiligten und Verfahren  haben sich in den 80er 
Jahren erheblich verändert. Um es vereinfachend auf eine griffige  Formel zu 
bringen, könnte man sagen, daß die Kreditkarte das Teilzahlungsgeschäft ab-
gelöst hat"8. 

I I . Gang der Darstellung 

Um sich dem Problem zu nähern, ist zunächst eine Darstellung der derzeiti-
gen Situation auf dem deutschen (Kredit-) Kartenmarkt notwendig. Um eine 
Prognose der zu erwartenden Entwicklung wagen zu können, wird vergleichend 
auf die entsprechenden Zahlen für den amerikanischen Markt eingegangen9. 

hen, vgl. a.a.O., Nr. 1. Dabei wird das Problem des Cross Selling und der Umschuldung überzoge-
ner Giro- und Kreditkartenkonten in Ratenkreditverträge übersehen, vgl. § 1 C. I. 2., und vernach-
lässigt, daß drei der sechs größten Kartenherausgeber Karten mit Teilzahlungsoption auf einem 
eigenen Kartenkonto anbieten, vgl § 1 Β. I. 2. e) bb). Kartenschulden sind daher nicht nur in den 
Schulden auf Girokonten enthalten. Die Antwort a.a.O. Nr. 5 läßt vermuten, daß die Frage der 
Anwendbarkeit des VerbrKrG auf die einzelne Kreditinanspruchnahme mittels einer Kreditkarte, 
die überwiegend verneinend beantwortet wird, nicht gesehen wird. Zu diesem Problem § 4 Β. I. 2. 
Letztendlich scheint keine Marktbeobachtung stattzufinden, da nach der Antwort a.a.O. Nr. 6 a.E. 
davon auszugehen ist, daß die massiven Marketinganstrengungen zum Absatz der Karten an Stu-
denten, vgl. § 1 Β. I. 2. e) aa), nicht registriert wurden. 

6 Siehe den Abdruck einer Übersetzung des dänischen Kreditkartengesetzes in Karten, 1/1992, 
29 f. 

7 Dies beklagen etwa v.Usslar/v.Morgen, S. 61 ff.  und 84 ff.  insbesondere im Hinblick auf das 
Fehlen spezieller Regelungen im VerbrKrG und unter Hinweis auf die Entwicklung in anderen 
Staaten, etwa den USA. Zu den auf die Kreditkartenverträge anwendbaren Regelungen siehe unten, 
§ 1 Β. II. 

8 KOM(95) 117 endg. vom 11.5.1995, Rdnr. 4. Kurzzusammenfassung des Berichts bei Scholz, 
EWS 1995, 357 ff. 

9 Bisher haben die Verhältnisse in den USA in bezug auf den Konsumentenkredit diejenigen in 
der Bundesrepublik um jeweils 10 bis 20 Jahre vorweggenommen, vgl. Reifner, § 47 Rdnr. 26. 
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Nach einem kurzen allgemeinen Überblick über die einzelnen Verträge im 
Rahmen der Kartenverfahren 10 und die auf sie anwendbaren Regelungen in 
Deutschland wird die Verschuldung der privaten Haushalte in der Bundesrepu-
blik erörtert. Um die Situation in Deutschland besser verstehen zu können, wer-
den danach die entsprechenden Studien zur Lage in den USA, dem Ursprungs-
land der Kreditkarten11, vorgestellt12. 

Es folgt die Analyse des Gefährdungspotentials der kartengebundenen Zah-
lungsmittel bezüglich einer Zunahme der Verbraucherverschuldung. 

Hiervon ausgehend wird untersucht, ob und inwieweit auf weitere rechtliche 
Schutzinstrumente einzugehen ist, obwohl ein gewisser Schutz des Verbrau-
chers durch das Vollstreckungsrecht gewährleistet wird, der sich nach dem In-
krafttreten  der neuen InsO 1999 noch intensivieren wird13. Hierbei wird verglei-
chend auf das Schutzniveau des amerikanischen Bankruptcy Code eingegangen. 
Im Anschluß erfolgt die Untersuchung von früher  ansetzenden Schutzin-
strumenten, wie eines aufsichtsrechtlichen Eingreifens, der Kontrolle von Ver-
tragsbestimmungen und Zinssätzen, der Information aufgrund vertraglicher und 
gesetzlicher Aufklärungspflichten  und der Gewähr von Widerrufsmöglichkei-
ten. 

Zum Abschluß der Arbeit werden die Ergebnisse zusammengefaßt und Vor-
schläge zu einer praktikablen Verbesserung des Verbraucherschutzes gemacht. 

Dies zeigt sich insbesondere bei dem zu beobachtenden Einstellungswandel zu Konsum und Ver-
schuldung, siehe unten, § 1 C. I. 2. 

1 0 Wird hier und im folgenden von Kartenverfahren  gesprochen, so ist dies als Oberbegriff  zu 
verstehen. Vgl. § 1 Β. I. 2. a) und b) zu den verschiedenen Kartenarten. 

1 1 Zur Geschichte und Entwicklung des Kreditkartenverfahrens  siehe § 1 B. 1. 1. 
1 2 In der Bundesrepublik wird die Verbreitung der Kreditkarten und die auf Kreditkarten zu-

rückzuführende Verschuldung privater Haushalte staatlicherseits nicht beobachtet (vgl. aber die in 
diese Richtung gehende Kleine Anfrage BT-Drucks. 13/224 (17.1.1995) unter Punkt 1). Dies ist in 
den USA anders. Die Probleme der Kreditkartenverfahren  sind dort erkannt, werden von staatli-
chen Stellen beobachtet und im Kongreß diskutiert. Hierzu vgl. § 3 C. II. (Diskussion über 
Zinsobergrenzen); § 3 Α. II. (Staatliche Aufsicht und Berichterstattung gegenüber dem Kongreß) 
und § 4 Β. II. 5. (Erweiterung der gesetzlichen Informationspflichten  der Kartenherausgeber). 

1 3 Gem. Artikel 110 Abs. 1 des EGInsO vom 5.10.1994, BGBL. I, S. 2911, tritt die InsO am 
1.1.1999 in Kraft. 


